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1. Allgemeine Agrargesetzgebung (APD) 

Gesetze und andere Rechtsakte, die im 

April 2024 verabschiedet wurden  

bzw. in Kraft getreten sind  

 

Vereinfachte Erteilung von Genehmigungen für 

die Honigernte 

Verordnung des Ministerkabinetts der Ukraine „Über 

die Änderung des Punktes 6 des Verfahrens für die 

Ausstellung von Veterinärgenehmigungen“ Nr. 461 

vom 26.04.2024 tritt am 01.05.2024 in Kraft. 

Mit der Verordnung werden folgende Bestimmungen 

festgelegt:  

 die Ausstellung von Veterinärgenehmigungen für 

den Transport des Bienenstocks zu den Honigfel-

dern erfolgt auf der Grundlage einer klinischen 

Untersuchung des Bienenstocks; 

 der Transport des Bienenstocks erfolgt nur bei 

Vorlage eines Veterinärpasses;   

 die Genehmigung für den Bienenstocktransport 

ist während der Frühjahrs- und Sommerperiode 

des laufenden Jahres gültig; 

 bei Änderung der Tierseuchensituation im Bie-

nenstock stoppt der Besitzer sofort die Verlage-

rung des Bienenstocks und informiert die zustän-

dige Person des Staatlichen Dienstes für Lebens-

mittelsicherheit und Verbraucherschutz. 

 

Gesetzesentwürfe, die im April 2024 

durch die Werchowna Rada der Ukrai-

ne gesetzgeberisch bearbeitet wurden 

 

Forstliches Vermehrungsgut 

Gesetzesentwurf „Über forstliches Vermehrungsgut“ 

Nr. 9116 vom 17.03.2023. Der Gesetzesentwurf wur-

de am 23.04.2024 in der ersten Lesung verabschiedet 

und wird für die zweite Lesung vorbereitet.  

Der Gesetzesentwurf sieht die Umsetzung eines an 

die Anforderungen der EU-Richtlinien angepassten 

Mechanismus für die Ernte und den Verkauf von 

forstlichem Saat- und Pflanzgut vor. Die Schwerpunk-

te des Gesetzesentwurfes sollen Anforderungen fest-

legen für: 

 die Regulierung der Gewinnung, Erzeugung und 

Verwendung von forstlichem Vermehrungsgut 

bestimmter Arten und Hybriden von Waldbäumen 

und -sträuchern sowie Hybriden der Gattungen 

Larix, Populus und Salix zum Zwecke der Repro-

duktion von Wäldern; 

 die Registrierung von Objekten des forstlichen 

Grund- und Vermehrungsmaterials; 

 das Monitoring und den Umlauf von forstlichem 

Vermehrungsgut; 

 die Regionalisierung von forstlichem Vermeh-

rungsgut; 

 die Erhaltung genetischer Ressourcen, Identifizie-

rung von Baumarten und Hybriden von Wald-

bäumen und Hybriden der Gattungen Larix, Po-

pulus und Salix, deren Vermehrungsmaterial für 

die Bedürfnisse der Forstwirtschaft verwendet 

wird; 

 die Bereitstellung von Reservebeständen an 

Forstsaatgut; 

 die staatliche Verwaltung und die staatliche Poli-

tik zum Verkehr mit forstlichem Vermehrungsgut. 

 

Fristverlängerung für die Anmeldung von her-

renlosen Grundstücksanteilen 

Gesetzesentwurf „Über die Änderung einiger Gesetze 

der Ukraine zum Schutz der Interessen von Eigentü-

mern der Grundstücksanteile und über die Anwen-

dung des administrativen Verfahrens im Bereich der 

Eigentumsverhältnisse an Grund und Boden“ Nr. 

11050 vom 04.04.2024. Der Gesetzesentwurf wurde 

am 24.04.2024 in der ersten Lesung verabschiedet 

und wird für die zweite Lesung vorbereitet.   

Mit dem Gesetzesentwurf wird die Frist, in der ein 

Eigentümer eines herrenlosen Grundstücksanteils 

oder seine Erben ihre Eigentumsrechte an jeweiligen 

Grundstücken eintragen müssen, verlängert. Diese 

Frist soll vom 01.01.2025 bis zum 01.01.2028 verlän-

gert werden.  

Außerdem soll die verbindliche Weiterbildung von 

zertifizierten Bodenordnungs- und Vermessungsinge-

nieuren wiederhergestellt werden. Aktuell ist sie vo-

rübergehend eingestellt. Auch soll das Versuchspro-

jekt zur Eintragung der Angaben ins Staatliche Land-

kataster durch zertifizierte Bodenordnungsingenieure 

bis 2026 verlängert werden. 

Weitere Informationen finden Sie im Abschnitt 2 „Ge-

setzgebung zur Bodenpolitik“ dieser Ausgabe. 
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Gesetzesentwürfe, die im April 2024 in 

die Werchowna Rada der Ukraine ein-

gebracht wurden 

 

Verbesserung der Raumordnung in Bezug auf 

die Kriegsfolgen  

Gesetzesentwurf „Über die Änderung einiger Gesetze 

der Ukraine zur Verbesserung der Raumordnung “ Nr. 

11169 vom 12.04.2024, zur Beratung in der 

Werchowna Rada eingereicht (eingetragen von M. W. 

Nikitina, S. M. Tschernjawsky u.a. (Parteien „Diener 

des Volkes“, „Für die Zukunft“, Abgeordnetengruppe 

„Dowira“)).  

Die wichtigsten Bestimmungen des Gesetzesentwur-

fes sind:   

 die Erfassung der Gebiete, die durch Kampfhand-

lungen betroffen sind, und der Maßnahmen, die 

zur Beseitigung der negativen Folgen ergriffen 

werden müssen; 

 die verbindliche Bewertung der Auswirkungen des 

Krieges auf die Gebiete, einschließlich der Migra-

tionsprozesse; 

 die Reservierung von kommunalen Grundstücken 

zur Wiederherstellung der kritischen Infrastruktur 

etc. 

Weitere Informationen finden Sie im Abschnitt 2 „Ge-

setzgebung zur Bodenpolitik“ dieser Ausgabe. 

 

Änderungen bei der Prüfung der Bodenord-

nungsdokumentation 

Gesetzesentwurf „Über die Änderung einiger Gesetze 

der über die Führung der Bodenordnungsdokumenta-

tion“ Nr. 11184 vom 18.04.2024, zur Beratung in der 

Werchowna Rada eingereicht (eingetragen von S. M. 

Tschernjawsky, A. S. Nahajewsky u.a. (Parteien „Die-

ner des Volkes“, „Für die Zukunft“, Abgeordneten-

gruppen „Dowira“, „Wiederherstellung der Ukraine“)).  

Mit dem Gesetzesentwurf wird die Frist (aktuell bis 

01.01.2025), in der ein Eigentümer eines herrenlosen 

Grundstücksanteils oder seine Erben ihre Eigentums-

rechte an jeweiligen Grundstücken eintragen müssen, 

verlängert. Diese Frist soll um zwei Jahre nach der 

Einstellung des Kriegsrechtes verlängert werden.  

Auch wird vorgeschlagen, die Bodenordnungsdoku-

mente der Reihe nach zu behandeln. 

Weitere Informationen finden Sie im Abschnitt 2 „Ge-

setzgebung zur Bodenpolitik“ dieser Ausgabe. 

 

Änderungen des Bodenrechts 

Gesetzesentwurf „Über die Änderung des Artikels 186 

des Bodengesetzbuches der Ukraine über die Präzi-

sierung der Voraussetzungen für die Absage in der 

Genehmigung der Bodenordnungsdokumente“ Nr. 

11211 vom 26.04.2024, zur Beratung in der 

Werchowna Rada eingereicht (eingetragen von W. W. 

Moros, W. S. Hnatenko (Abgeordnetengruppe „Wie-

derherstellung der Ukraine“)).  

Mit dem Gesetzesentwurf wird vorgesehen, dass die 

Übertragung der Eigentumsrechte an Immobilien auf 

einem Grundstück an eine andere Person (Änderung 

des Bodennutzers) als Voraussetzung für die Ableh-

nung der Genehmigung von Bodenordnungsdoku-

menten bezüglich der Festlegungen der Grenzen des 

Grundstückes vor Ort nicht dienen kann. 

Weitere Informationen finden Sie im Abschnitt 2 „Ge-

setzgebung zur Bodenpolitik“ dieser Ausgabe. 

 

Gesetzesentwurf „Über die Änderung des Artikels 135 

des Bodengesetzbuches der Ukraine über die Boden-

versteigerungen“ Nr. 11212 vom 26.04.2024, zur 

Beratung in der Werchowna Rada eingereicht (einge-

tragen von W. W. Moros, W. S. Hnatenko (Abgeord-

netengruppe „Wiederherstellung der Ukraine“)).  

Der Gesetzesentwurf sieht vor, den Bürgern und ju-

ristischen Personen der Ukraine das Recht einzuräu-

men, die Durchführung von Bodenversteigerungen in 

Bezug auf den Kauf oder die Pacht von staatlichen 

und kommunalen Grundstücken zu initiieren. 

Weitere Informationen finden Sie im Abschnitt 2 „Ge-

setzgebung zur Bodenpolitik“ dieser Ausgabe. 

 

Gesetzesentwurf „Über die Änderung des Kapitels X 

der Übergangsbestimmungen des Bodengesetzbu-

ches der Ukraine“ Nr. 11213 vom 26.04.2024, zur 

Beratung in der Werchowna Rada eingereicht (einge-

tragen von W. W. Moros, W. S. Hnatenko (Abgeord-

netengruppe „Wiederherstellung der Ukraine“)).  

Mit dem Gesetzesentwurf wird vorgesehen, dass das 

für die Kriegszeit festgelegte Verbot der freien Über-

führung von staatlichen und kommunalen Grundstü-

cken in Privateigentum nicht für Fälle der Vollstre-

ckung einer Gerichtsentscheidung gilt, die während 

des Kriegsrechts in Kraft getreten ist. 
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Weitere Informationen finden Sie im Abschnitt 2 „Ge-

setzgebung zur Bodenpolitik“ dieser Ausgabe. 
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2. Gesetzgebung zur Bodenpolitik  

(Fachdialog Boden) 

 

Gesetzgeberische Tätigkeit 

 

Am 04.04.2024 wurde im ukrainischen Parla-

ment der Gesetzesentwurf „Über die Änderung 

einiger Gesetze der Ukraine zum Schutz der 

Interessen von Eigentümern der Grund-

stücksanteile und über die Anwendung des 

administrativen Verfahrens im Bereich der Ei-

gentumsverhältnisse an Grund und Boden“ 

(Reg.-Nr. 11150) registriert, der von den Ab-

geordneten Sternijtschuk, Nikitina, Tschor-

nomorow  etc. eingebracht wurde.  

Am 23.04.2024 wurde der Gesetzesentwurf in 

der Sitzung des Ausschusses der Werchowna 

Rada der Ukraine für Agrar- und Bodenpolitik 

unterstützt. 

Am 24.04.2024 wurde der Gesetzesentwurf als 

Grundlage (in der 1. Lesung) angenommen. 

Link zum Gesetzentwurf: 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/43931  

Der Gesetzesentwurf sieht folgende Bestimmungen 

vor: 

1. Wiederherstellung der verbindlichen Weiterbildung 

für zertifizierte Bodenordnungs- und Vermessungsin-

genieure (heute ist diese Vorschrift wegen des 

Kriegsrechtes vorübergehend eingestellt). 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. 

Heute sind die Gründe für die Aussetzung der obliga-

torischen beruflichen Weiterbildung (Destabilisierung 

des Landes zu Beginn des Krieges) nicht mehr gege-

ben. Zugleich macht das schnelle Tempo der Ände-

rungen der Bodengesetze die Wiedereinführung die-

ser Bestimmungen erforderlich. 

2. Verlängerung des Modellprojektes zur Eintragung 

der Angaben ins Staatliche Grundkataster durch zerti-

fizierte Bodenordnungsingenieure um ein Jahr. 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. 

Wegen des Krieges und der vorübergehenden Einstel-

lung des Modellprojektes durch das Ministerkabinett 

arbeitete das Projekt faktisch nur mehrere Monate 

anstatt geplanter 2 Jahre. Die bestehende Sachlage 

verhindert eine objektive Evaluierung der Ergebnisse 

mailto:info@apd-ukraine.de
http://www.apd-ukraine.de/
https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/43931
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des Verfahrens, bei dem zertifizierte Bodenordnungs-

ingenieure die Aufgaben der stattlichen Katasterbe-

amten ausüben sollen. 

3. Anpassung des Bodengesetzbuches der Ukraine 

und sonstiger Gesetze im Bereich der Eigentumsver-

hältnisse an Grund und Boden an das Gesetz der 

Ukraine „Über das administrative Verfahren“. 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. Es 

wird u.a. vorgeschlagen, das folgende Problem zu 

beseitigen, das durch das vor kurzem in Kraft getre-

tene Gesetz der Ukraine „Über das administrative 

Verfahren“ bedingt wurde. Das o.g. Gesetz sieht 

mehrere Formen der Einstellung eines Verwaltungs-

aktes durch eine Behörde vor. Es bezieht sich u.a. auf 

die folgenden Entscheidungen: 

 Erklärung über Nichtigkeit eines durch eine 

entsprechende Behörde gebilligten 

Verwaltungsaktes (Art. 77 des Gesetzes); 

 Widerruf eines Verwaltungsaktes (Art. 88 des 

Gesetzes); 

 Erklärung über Nichtigkeit eines 

Verwaltungsaktes (Art. 89 des Gesetzes); 

 Annullierung eines Verwaltungsaktes (Art. 85 des 

Gesetzes). 

Erstens ruft das Recht der Behörden, ihre eigenen 

Entscheidungen selbständig für nichtig zu erklären, 

Probleme in der Rechtsprechung hervor. Die Nichtig-

keit wurde bis heute traditionell nur im Zusammen-

hang mit Rechtsgeschäften angewendet und brauch-

te keine zusätzlichen Beschlüsse, weil ein nichtiges 

Rechtsgeschäft seinem Wesen nach keine Rechtsfol-

gen hatte. Es wäre sinnvoll, so einen Ansatz an Ver-

waltungsakte im Bereich der Eigentumsverhältnisse 

an Grund und Boden anzuwenden. 

Zweitens weisen die vom Gesetz vorgesehenen Grün-

de, einen Verwaltungsakt für nichtig, gesetzwidrig 

oder ungültig zu erklären, diesen zu annullieren oder 

zu widerrufen, viele Überschneidungen auf, was mit 

erheblichem Risiko der Verwirrungen bei der Recht-

sprechung verbunden ist. 

Drittens: Wenn vollziehende Behörden bzw. Organe 

der lokalen Selbstverwaltung gesetzlich die Möglich-

keit erhalten, ohne Gerichtsentscheidungen Beschlüs-

se über Nichtgültigkeit ihrer eigenen Beschlüsse im 

Bereich der Eigentumsverhältnisse an Grund und 

Boden zu treffen, enthält es ein erhebliches Risiko der 

staatlichen feindlichen Übernahme (darunter auch im 

Falle der Veränderungen in der politischen Lage im 

Land). Darüber hinaus werden damit Sachrechte an 

den auf der Grundlage der Verwaltungsakte übertra-

genen Grundstücken in Frage gestellt, was dement-

sprechend negative Auswirkungen auf die Beschaf-

fung von Investitionen in die Wirtschaft des Staates 

haben kann. Deswegen sieht der Gesetzentwurf ge-

setzliche Verankerung der Bestimmung vor, dass ein 

Verwaltungsakt im Bereich der Eigentumsverhältnisse 

an Grund und Boden nur nach einer Gerichtsent-

scheidung eingestellt werden kann. 

4. Verlängerung der Fristen für Einreichung der Do-

kumente auf „nicht beanspruchte Grundstücksanteile“ 

(von 2025 auf 2028). 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. Das 

Gesetz der Ukraine „Über das Verfahren der Zuteilung 

von Grundstücken in natura (vor Ort) an die Eigen-

tümer von Grundstücksanteilen“ legt Endfristen für 

die folgenden Rechtsgeschäfte fest: 

 Registrierung der Eigentumsrechte an aus den 

Grundstücksanteilen gebildeten Grundstücken; 

 Verteilung der Grundstücke, die nach der 

Ausweisung der Grundstücke im kollektiven 

Eigentum geblieben sind, unter Eigentümern der 

Grundstücksanteile und Erben; 

Alle genannten Handlungen sollen bis 01.01.2025 

vollendet werden. 

Unter Bedingungen des schon lange Zeit andauern-

den Krieges in der Ukraine bilden solche Umstände 

wie Besatzung großer Gebiete des Staates und Aus-

reise vieler Bürger der Ukraine ins Ausland objektive 

Gründe dafür, dass Eigentümer der Grundstücksantei-

le nicht im Stande sind, die angegebenen Fristen 

einzuhalten. Deswegen erscheint es als sinnvoll, diese 

Fristen zu verlängern. 

5. Beseitigung der Nichtübereinstimmungen zwischen 

den Gesetzen der Ukraine „Über die Bodenordnung“ 

und „Über die Bodenbewertung“ (in einem Gesetz 

sind sowohl juristische als auch natürliche Personen-

Einzelunternehmer berechtigt, Bodenordnungsarbei-

ten durchzuführen, in dem anderen – nur juristische 

Personen). 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. 

Heute gibt es keine Umstände, die natürliche Perso-

nen-Einzelunternehmer stören würden, technische 

Dokumentation für die normative monetäre Boden-

bewertung vorzubereiten. 
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6. Streichung der Verpflichtung, eine monetäre Ex-

pertenbewertung der Grundstücke bei der Durchfüh-

rung der Bodenauktionen für Unterpacht eines 

Grundstückes durchzuführen. 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. Der 

Wert eines Grundstückes, der durch die monetäre 

Expertenbewertung festgestellt wird, hat keinen Be-

zug auf die Durchführung der Bodenauktionen für 

Unterpacht eines Grundstückes. Bei der Durchführung 

der Auktionen gilt als Versteigerungsgegenstand der 

Unterpachtzins, der im prozentualen Verhältnis zur 

normativen Bodenbewertung und nicht zur monetä-

ren Expertenbewertung steht. 

7. Anpassung der Befugnisse lokaler staatlicher Ver-

waltungen bezüglich der Verfügung über Grundstücke 

im staatlichen Eigentum an das Gesetz der Ukraine 

„Über das Verfahren der Regelung von einzelnen 

Angelegenheiten der territorialen Verwaltungsgliede-

rung der Ukraine“, weil der Status der Städte in Ra-

yon- und Oblastunterstellung sowie der städtischen 

Siedlung abgeschafft wurde. 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. 

8. Einführung einer neuen Art der Grunddienstbarkeit 

– Recht auf Einrichtung der Objekte der Freizeitinfra-

struktur und Infrastrukturleitungen (ohne Großbautä-

tigkeit), die für ihren Betrieb und Wartung notwendig 

sind. 

Kommentar: Diese Bestimmung wird negativ einge-

schätzt. Einerseits erscheint die Einführung von so 

einer Art der Grunddienstbarkeit logisch zu sein, weil 

vorübergehende Freizeitobjekte auf Flächen jeglicher 

Nutzung vorhanden sind. Die Anwendung solcher 

Grunddienstbarkeiten für kommunale und staatliche 

Flächen (die ohne Bodenauktionen festgelegt wer-

den) kann jedoch als eine Methode der Umgehung 

der Pachtauktionen ausgenutzt werden. 

9. Abschaffung der notwendigen Zustimmung der 

Grundeigentümer und Bodennutzer für Durchführung 

eines Bodenordnungsverfahrens zur Organisation und 

Festlegung der Grenzen der Reservate und Natur-

schutzgebiete, Freizeitflächen, gesundheitsrelevanter 

Gebiete, Denkmalschutzgebiete, Forstwirtschaftsflä-

chen sowie Gewässer- und Wasserschutzgebiete und 

für Nutzungsbeschränkungen der Flächen und deren 

Nutzungsart bestimmenden Objekte, wenn das ent-

sprechende Verfahren ein Bestandteil der wissen-

schaftlichen Planungsdokumente im Bereich des Kul-

turgutschutzes ist. 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt. Die 

Anordnung des o.g. Bodenordnungsverfahren bedeu-

tet nur die Fixierung der Grenzen von Nutzungsart 

bestimmenden Objekten des Kulturerbes und der 

entsprechenden Bodennutzungsbeschränkungen 

(Schutzgebiete usw.), die mit den wissenschaftlichen 

Planungsdokumenten im Bereich des Kulturgutschut-

zes bestimmt wurden, um die Angaben über diese 

Grenzen ins staatliche Grundkataster einzutragen. Es 

ist offensichtlich, dass die Abstimmung des o.g. Ver-

fahrens mit allen Grundeigentümern und Bodennut-

zern in der Praxis zur Blockierung solcher Verfahren 

führt, weil sie festgelegte Beschränkungen nicht ein-

halten wollen. 

 

Am 18.04.2024 wurde im ukrainischen Parla-

ment der Gesetzesentwurf „Über die Änderung 

einiger Gesetze der Ukraine zur Festlegung der 

einheitlichen Ansätze zur Bearbeitung der Bo-

denordnungsdokumentation und zur Schaffung 

günstiger Bedingungen für privatwirtschaftli-

che Entwicklung“ (Reg.-Nr. 11184 vom 

18.04.2024) registriert, der von den Abgeord-

neten Tschernjawsky, Nahajewsky, Tymo-

fijtschuk etc. eingebracht wurde. 

Link zum Gesetzesentwurf: 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44042  

Der Gesetzesentwurf sieht die folgenden Bestimmun-

gen vor:  

1. Festsetzung der Regel, laut der die Anpassung der 

Nutzungsart und Umwidmung eines Grundstückes an 

Funktionszone nur dann durchgeführt werden muss, 

wenn diese Zone in entsprechenden städtebaulichen 

Dokumenten festgelegt wurde. 

Kommentar: Diese Bestimmung wird negativ einge-

schätzt. Die vorgeschlagenen Bestimmungen beinhal-

ten die Absage vom Umwidmungsverfahren, das auf 

der Grundlage eines der wichtigsten Gesetze der 

Bodenreform – Gesetz der Ukraine Nr. 711 vom 17. 

Juni 2020 „Über die Änderung einzelner Gesetze der 

Ukraine bezüglich der Bodennutzungsplanung“ – ein-

geführt wurde. Das genannte Gesetz legte die Haupt-

regel für Festsetzung der Nutzungsart und Umwid-

mung fest: zweckbestimmte Nutzungsart muss der in 

der städtebaulichen Dokumentation festgelegten 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44042
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funktionalen Bestimmung der Fläche entsprechen. 

Das Verzichten auf dieses Prinzip führt zur chaoti-

schen Bebauung.  

2. Bestimmung: „Sollte die Funktionszone ins Staatli-

che Grundkataster nicht eingetragen werden, wird die 

Umwidmung eines Grundstückes ohne Berücksichti-

gung der funktionalen Bestimmung der Fläche durch-

geführt“. 

Kommentar: Diese Bestimmung wird negativ einge-

schätzt. 

Erstens wurde in vielen Gemeinden die funktionale 

Zonierung schon durchgeführt. Aber diese Zonierung 

erfolgte noch vor dem Zeitpunkt, als die Eintragung 

der Angaben über Funktionszonen ins Staatliche 

Grundkataster rechtlich und technologisch möglich 

geworden ist. Deswegen soll ein Grundeigentümer 

nur einen Auszug aus dem städtebaulichen Kataster 

erhalten, um Umwidmung durchzuführen. Außerdem 

sieht die Gesetzgebung die Möglichkeit nicht vor, 

Angaben über Funktionszonen auf der Grundlage der 

städtebaulichen Dokumentation, die vor dem Inkraft-

treten des Gesetzes der Ukraine „Über die Änderung 

einiger Gesetze der Ukraine bezüglich Bodennut-

zungsplanung“ gebilligt wurde, ins Staatliche Grund-

kataster einzutragen. Deswegen würde die Annahme 

der vorgeschlagenen Bestimmungen faktisch bedeu-

ten, dass für die Umwidmung eines Grundstückes 

neue städtebauliche Dokumente erstellt werden müs-

sen, um auf deren Grundlage die Angaben über die 

schon früher festgelegten Funktionszonen einzutra-

gen. Das erschwert das Verfahren der Umwidmung 

eines Grundstückes erheblich. 

Zweitens bedeutet die Erteilung des Rechtes, die 

funktionale Zonierung nur wegen der fehlenden Ein-

tragung der Funktionszonen ins Staatliche Grundka-

taster zu ignorieren, eine grobe Verletzung der An-

forderungen des Artikels 2 Absatz 2 des Gesetzes der 

Ukraine „Über die Regelung der städtebaulichen Tä-

tigkeit“, laut deren „die Anforderungen der städte-

baulichen Dokumente für alle Subjekte des Städte-

baus verbindlich sind“. 

Um die gestellten Fragen zu lösen, ist es sinnvoller, 

eine Regel festzulegen, laut der Bestimmungen der 

städtebaulichen Dokumente bezüglicher der Funkti-

onszonierung nur dann in Kraft treten sollen, wenn 

die Angaben über Funktionszonen ins Staatliche 

Grundkataster eigetragen werden. 

3. Einführung der Regel, laut der Bodenordnungsdo-

kumente der Reihe nach behandelt werden. 

Kommentar: vorgeschlagene Bestimmungen werden 

nicht unterstützt. Als Grund für Stattgabe bzw. für 

Ablehnung eines Antrags oder Ersuchens kann nur 

Begründung der darin angeführten Anforderungen 

oder Nichterfüllung der Befugnisse bezüglich der 

Behandlung der Anträge oder Ersuchen der Dritten 

dienen. 

4. Gewährung der Möglichkeit, während des Kriegs-

rechtes Nutzungsart eines Grundstückes außerhalb 

der Siedlungen ohne Erstellung städtebaulicher Do-

kumente festzulegen und zu ändern, um auf diesen 

Flächen Wohn- und Gewerberäume einzurichten. 

Kommentar: Diese Bestimmungen werden negativ 

eingeschätzt. Mit der Billigung der städtebaulichen 

Dokumente, die Funktionszonen für Bodennutzung 

festlegen, bestimmt jeweilige territoriale Gemeinde, 

was und wo in der Gemeinde gebaut werden kann. 

Mit Hilfe entsprechender städtebaulicher Dokumente 

gewährleistet die Kommune die ausgeglichene Ent-

wicklung ihres Gebietes, wo Flächen (Funktionszo-

nen) sowohl für Bebauung (mit entsprechenden Lei-

tungen, sozialer und Freizeitinfrastruktur), als auch 

für andere Nutzungsarten in so einem Verhältnis vor-

gesehen sind, das den Interessen der gesamten Be-

völkerung entspricht. Wenn Bauträger und Genehmi-

gungsbehörden den umfassenden Planungsansatz 

nicht einhalten, entstehen auf früher landwirtschaft-

lich genutzten Flächen große Wohnviertel mit dichter 

mehrstöckiger Bebauung, die über Versorgungsleitu-

nen, soziale Infrastruktur und Freizeitflächen nicht 

verfügt. Die Bewohner dieser neugebauten Quartiere 

zahlen einen nicht so hohen Preis für Quadratmeter 

der Wohnfläche, bekommen aber viele unerwartete 

Probleme: Mangel an Plätzen in Kindergärten und 

Schulen, Parkplätzen, Freizeitmöglichkeiten und Han-

delsplätzen sowie mangelhafter Verkehr, nicht ausrei-

chende Anzahl der Gesundheits-, Sport- und Haus-

haltseinrichtungen, begrenzter Zugriff zur Feuerwehr, 

Polizei etc., Probleme mit dem Anschluss an Versor-

gungsleitungen und Industrietarife auf Strom in 

Wohnungen. Dementsprechend ist die Bevölkerung 

unzufrieden. Es ist unmöglich, Straßen und Kreuzun-

gen auszubauen. Die Infrastrukturobjekte sind über-

belastet. Die Vorteile werden nur von Bauträgern und 

einigen Beamten gezogen, die so eine Bebauung 

genehmigt haben. 
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5. Verlängerung der Registrierungsfristen der (nicht 

verteilten) nicht beanspruchten Grundstücke (ab dem 

01.01.2025 bis Ablauf von 2 Jahren nach dem Kriegs-

ende). 

Kommentar: Die Bestimmung wird unterstützt. 

6. Abschaffung des folgenden Grundes für die Absage 

in der Bereitstellung der städtebaulichen Bedingun-

gen und Baubeschränkungen auf einem Grundstück: 

„Nichtübereinstimmung des Bauvorhabens und der 

Anforderungen städtebaulicher Dokumente auf loka-

ler Ebene“. 

Kommentar: Das angesprochene Problem, das mit 

der vorgeschlagenen Bestimmung gelöst werden soll, 

ist aktuell. Es gibt Vorfälle, wenn die Erteilung städ-

tebaulicher Dokumente und Beschränkungen dann 

abgesagt wird, wenn die Nutzungsart des jeweiligen 

Grundstückes eine Bebauung zulässt (z.B. wenn städ-

tebauliche Dokumente den Bau gar anderer Objekte 

vorsehen und die Nutzungsart der bestehenden 

Grundstücke ignorieren). Es ist jedoch unmöglich, 

städtebauliche Dokumente gänzlich zu ignorieren. 

Obligatorisch ist zumindest die Berücksichtigung der 

Beschränkungen der Nutzung (Schutzgebiete etc.). 

Deswegen ist diese Frage umstritten. 

7. Prüfung der Möglichkeiten, städtebauliche Bedin-

gungen und Beschränkungen auf Antrag des Bauauf-

traggebers abzuschaffen. 

Kommentar: die Bestimmung ist unverständlich. Es 

gibt objektive Gründe, wenn ein Bauauftraggeber an 

der Abschaffung der früher ausgestellten städtebauli-

chen Bedingungen und Beschränkungen interessiert 

ist. Es geht insbesondere um: 

- Änderung der städtebaulichen Dokumente, 

- Änderung der Absichten des Auftraggebers 

bezüglich eines oder anderen Objektes. 

Die Abschaffung der städtebaulichen Bedingungen 

und Beschränkungen hat in diesem Fall keine Risiken. 

 

Am 12.04.2024 wurde im ukrainischen Parla-

ment der Gesetzesentwurf „Über die Änderung 

einiger Gesetze der Ukraine zur Verbesserung 

der Bodennutzung“ (Reg.-Nr. 11169 vom 

12.04.2024) registriert, der von den Abgeord-

neten Nikitina, Tschernjawsky, Labasjuk etc. 

eingebracht wurde. 

Link zum Gesetzesentwurf: 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44031  

Der Gesetzesentwurf sieht insbesondere die folgen-

den Bestimmungen vor: 

1. Einführung des Mechanismus für die Fixierung der 

Angaben über Flächen im Staatlichen Grundkataster, 

die beschädigt sind oder wegen der Kampfhandlun-

gen, eines Terroranschlages bzw. Sabotageaktes 

zweckbestimmt nicht genutzt werden. Es wird vorge-

schlagen, solche Angaben mit den folgenden Doku-

menten einzutragen: 

 Bodennutzungsschemata und Machbarkeitsstu-

dien für Nutzung und Schutz der Gebiete von ter-

ritorialen Verwaltungseinheiten; 

 technische Dokumentation zur Bodenordnung 

bezüglich der Flächeninventur, die durch einen 

Stadt- bzw. Dorfrat gebilligt werden soll; 

 Arbeitsprojekt zur Bodenordnung; 

 Informationsaustausch zwischen dem Staatlichen 

Grundkataster und sonstigen Informationssyste-

men. 

Kommentar: die Bestimmungen werden unterstützt. 

Sie bilden ein Instrument, das die Steuerlast der Ei-

gentümer/ Nutzer der beschädigten Grundstücke 

optimieren und Angaben über materiellen Schaden 

durch den Angriff Russlands systematisieren kann. 

2. Einführung der Möglichkeit, mit Bodenordnungsdo-

kumenten Flächen für Objekte der kritischen Infra-

struktur zu reservieren. 

Kommentar: die Bestimmung wird unterstützt. 

3. Option, in Projektbeschlüsse der Bodenordnungs-

dokumentation die Entscheidungen aufzunehmen, die 

heute durch Entwicklung einzelner Bodenordnungs-

dokumente bestimmt werden (Reservierung der 

wertvollen Naturschutzflächen, Teilung und Zusam-

menführung der Grundstücke, Inventur der Grund-

stücke etc.). 

Kommentar: die Bestimmung wird unterstützt, weil 

sie zeitliche und finanzielle Ressourcen sparen lässt, 

die für die Reservierung der wertvollen Naturschutz-

flächen, für Inventur der Grundstücke etc. notwendig 

sind. 

4. Option, Grenzen territorialer Gemeinden und Dör-

fer mit einem umfassenden Raumordnungsplan der 

jeweiligen territorialen Gemeinde festzulegen. 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44031
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Kommentar: die Bestimmung wird unterstützt. 

5. Einführung der Möglichkeit, auf der lokalen Ebene 

Raumordnungsdokumente auf der vom Staatlichen 

Dienst für Geodäsie, Kartografie und Katasterwesen 

gebilligten kartographischen Grundlage des Staatli-

chen Grundkatasters anzuwenden. 

Kommentar: die Bestimmung wird unterstützt. Sie 

verbilligt die Arbeiten zur Entwicklung der umfassen-

den Raumordnungspläne, der Generalpläne der Ort-

schaften und der detaillierten Flächenpläne und för-

dert dementsprechend ihre Zusammenstellung. 

6. Verbesserung des Verfahrens zur Einholung der 

Angaben über staatliche Interessen auf der gesetz-

geberischen Ebene, die bei der Entwicklung der städ-

tebaulichen Dokumentation auf der lokalen Ebene zu 

berücksichtigen sind, indem Endtermine für Bereit-

stellung solcher Dokumente und auch Reihenfolge 

der Handlungen festgelegt werden, wenn für Be-

stimmung der staatlichen Interessen zuständige Be-

hörden diese Dokumente nicht in vollem Umfang 

erhalten. 

Kommentar: die Bestimmung wird unterstützt. Sie 

optimiert den Prozess der Einholung der für Entwick-

lung städtebaulicher Dokumente auf der lokalen Ebe-

ne notwendigen Angaben und erspart dementspre-

chend Zeit für ihre Entwicklung, ohne staatliche Inte-

ressen zu verletzten.  

7. Verbesserung des Verfahrens von öffentlichen 

Anhörungen der Entwürfe der städtebaulichen Doku-

mente auf lokaler Ebene, indem diese Entwürfe auf 

der online-Plattform des Einheitlichen staatlichen 

Systems im Baubereich (außer Angaben mit einem 

gesetzlich beschränkten Zugriff) veröffentlicht werden 

und die Öffentlichkeit die Möglichkeit bekommt, ihre 

Rückmeldungen durch die Software des o.g. Systems 

einzureichen. 

Kommentar: die Bestimmung wird unterstützt. Sie 

fördert die Einbeziehung der Öffentlichkeit in die 

Formulierung der Aufgaben für Entwürfe der Raum-

ordnungsdokumente auf lokaler Ebene. 

8. Regelung der Eintragung der Angaben über die 

Nutzungsart bestimmenden Objekte ins Staatliche 

Grundkataster. Die Einführung der Klassifikation der 

Nutzungsart bestimmenden Objekte. Einführung der 

automatisierten Festlegung der Grenzen der Boden-

nutzungsbeschränkungen durch Software des Katas-

ters, wenn diese Grenzen in einem fixierten Ausmaß 

gesetzmäßig festgelegt werden. 

Kommentar: diese Bestimmung wird unterstützt, weil 

sie die Erfassung der Nutzungsart bestimmenden 

Objekte und der mit ihnen verbundenen Beschrän-

kungen im Staatlichen Grundkataster gewährleistet. 

 

Am 26.04.2024 wurde im ukrainischen Parla-

ment Werchowna Rada der Gesetzesentwurf 

„Über die Änderung des Artikels 186 des Bo-

dengesetzbuches der Ukraine bezüglich der 

Präzisierung der Voraussetzungen für die Ab-

sage in der Genehmigung der Bodenordnungs-

dokumente“ (Reg.-Nr. 11211) registriert, der 

von den Abgeordneten Moros und Hnatenko 

eingebracht wurde. 

Link zum Gesetzesentwurf: 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44076 

Der Gesetzesentwurf schlägt vor festzulegen, dass 

„die Übertragung der Eigentumsrechte an Immobilien 

auf einem Grundstück an eine andere Person (Ände-

rung des Bodennutzers) als Voraussetzung für Absa-

ge in der Genehmigung der Bodenordnungsdokumen-

te bezüglich der Festlegungen (Wiederherstellung) 

der Grenzen des Grundstückes vor Ort (in natura) 

nicht dienen kann.“ 

Kommentar: der Gesetzesentwurf wird unterstützt. 

Die im Gesetzesentwurf angesprochene Frage ist 

aktuell. Es gibt Vorfälle, wenn erwähnte Dokumente 

auf Antrag eines Immobilieneigentümers entwickelt 

und im Zeitpunkt genehmigt werden, wenn das o.g. 

Objekt schon im Eigentum einer anderen Person liegt. 

Für die Genehmigung der o.g. Dokumente spielt es 

keine Rolle, wer ihre Entwicklung beantragt hat. 

Gleichzeitig soll der Gesetzesentwurf redaktionell 

korrigiert werden, um Möglichkeiten zu vermeiden, 

dass die o.g. Dokumente und Übergabe ins Eigentum 

/ in die Nutzung eines Grundstücks an einen früheren 

und schon nicht gültigen Eigentümer des Immobilien-

objektes genehmigt werden. 

 

Am 26.04.2024 wurde im ukrainischen Parla-

ment der Gesetzesentwurf „Über die Änderung 

des Kap. X Punkt 27 Absatz 5 der Übergangs-

bestimmungen des Bodengesetzbuches der 

Ukraine bezüglich der Festlegung der Regel, 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44076
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während des Kriegsrechtes staatliche und 

kommunale Flächen ins private Eigentum laut 

der in Kraft getretenen Gerichtsentscheidung 

kostenfrei zu übergeben“. (Reg.-Nr. 11213) 

registriert, der von den Abgeordneten Moros 

und Hnatenko eingebracht wurde. 

Link zum Gesetzesentwurf: 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44078 

Der Gesetzesentwurf schlägt vor festzulegen, dass 

sich das für die Kriegszeit festgelegte Verbot, Grund-

stücke kostenlos zu privatisieren, auf der Grundlage 

der durch eine Gerichtsentscheidung entwickelten 

Bodenordnungsdokumente nicht erweitert. 

Kommentar: der Gesetzesentwurf wird nicht unter-

stützt. Das bestehende Verbot, während Kriegszeit 

Grundstücke kostenlos zu privatisieren, ist durch ein 

erhebliches Korruptionsrisiko bedingt, was während 

des Krieges hohe Risiken der sozialen Konflikte bein-

haltet. 

 

Am 26.04.2024 wurde im ukrainischen Parla-

ment der Gesetzesentwurf „Über die Änderung 

des Art. 135 des Bodengesetzbuches der Ukra-

ine bezüglich der Initiierung der Bodenauktio-

nen“. (Reg.-Nr. 11212 vom 26.04.2024) regis-

triert, der von den Abgeordneten Moros und 

Hnatenko eingebracht wurde. 

Link zum Gesetzesentwurf: 

https://itd.rada.gov.ua/billInfo/Bills/Card/44077  

Der Gesetzesentwurf schlägt vor, im Bodengesetz-

buch der Ukraine festzulegen, dass „Staatsangehörige 

der Ukraine und juristische Personen, die an dem 

Erwerb oder der Pacht staatlicher oder kommunaler 

Flächen interessiert sind, die als Gegenstand der Bo-

denauktionen laut diesem Gesetzbuch auftreten kön-

nen, ein Ersuchen über Verkauf oder Übergabe eines 

Grundstückes in Nutzung (Pacht, Grunddienstbarkeit, 

Erbpacht) an eine entsprechende staatliche Behörde 

oder an ein Organ lokaler Selbstverwaltung auf der 

Konkurrenzgrundlage (während einer Bodenauktion) 

einreichen sollen. Die entsprechende Behörde oder 

das entsprechende Organ lokaler Selbstverwaltung 

prüft so ein Ersuchen im Laufe eines Monats ab dem 

Tag seines Eingangs und entscheidet über Verkauf 

oder Übergabe eines Grundstückes in Nutzung 

(Pacht, Grunddienstbarkeit, Erbpacht) auf der Kon-

kurrenzgrundlage (während einer Bodenauktion) bzw. 

lehnt dieses Ersuchen mit Begründung dieser Absage 

ab“. 

Kommentar: Der Gesetzesentwurf wird nicht unter-

stützt. Das Recht der Staatsangehörigen der Ukraine 

oder juristischer Personen, sich an Behörden oder 

Organe lokaler Selbstverwaltung aus irgendwelchen 

Angelegenheiten zu wenden, ist sowieso in verschie-

denen Gesetzen der Ukraine verankert (z.B. in den 

Gesetzen der Ukraine „Über den Zugriff zu öffentli-

chen Informationen“ „Über das administrative Verfah-

ren“ etc.). Die Festlegung so eines Rechtes noch im 

Bodengesetzbuch der Ukraine ist überflüssig. 
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